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An das 

Österreichischer Seniorenrat 
(Bundesaltenrat Österreichs) 

Sperrgasse 8-10/III, 1150 Wien 

GESCHÄFTSSTELLE 
DER SENIORENKURIE DES BUNDESSENIORENBEIRATES 

BEIM BUNDESMINISTERIUM FÜR ARBEIT, SOZIALES 
UND KONSUMENTENSCHUTZ 

Tel. 01/892 34 65       Fax 01/892 34 65-24 
kontakt@seniorenrat.at   http://www.seniorenrat.at 

Bundesministerium für Inneres 
Abteilung III - Legistik 
Herrengasse 7 
1010 Wien 
 
 
 
 

Wien, am 28.01.2018 
 
 
 
Betreff:  BMI-LR1200/0004-III/1/2018 

Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 2015, 
das Gedenkstättengesetz, das Meldegesetz 1991, das Pass-
gesetz 1992, das Personenstandsgesetz 2013, das Vereinsgesetz 2002, 
das Waffengesetz 1996, das Zivildienstgesetz, das BFA-
Verfahrensgesetz, das Fremdenpolizeigesetz 2005, das 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, das Grundversorgungs-
gesetz – Bund 2005, das Grenzkontrollgesetz, das 
Staatsbürgerschaftsgesetz 1985, das Sicherheitspolizeigesetz, das 
Polizeiliche Staatsschutzgesetz, das Polizeikooperationsgesetz, das 
EU-Polizeikooperationsgesetz, das Bundespräsidentenwahl-
gesetz 1971, das Europäische-Bürgerinitiative-Gesetz, das Europa, 
Wählerevidenzgesetz, die Europawahlordnung, die Nationalrats-
Wahlordnung 1992, das Volksabstimmungsgesetz 1972, das 
Volksbefragungsgesetz 1989, das Volksbegehrengesetz 2018 und das 
Wählerevidenzgesetz 2018 geändert werden (Datenschutz-
Anpassungsgesetz – Inneres) 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 

Der Österreichische Seniorenrat, zugleich auch die Seniorenkurie des 
Bundesseniorenbeirates beim BM für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, 
nehmen zum vorliegenden Entwurf wie folgt Stellung: 
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Allgemeines: 
 
Der Österreichische Seniorenrat beschränkt seine Ausführungen auf jene 
Bestimmungen, die insbesondere für die Seniorinnen und Senioren sowie ältere 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Bedeutung sind.  
 
Auf europäischer Ebene wurde 2016 zur Gewährleistung eines einheitlichen 
Datenschutzniveaus ein neues Datenschutzregime eingeführt, die sog. Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO). Diese Richtlinie tritt am 25. Mai 2018 in Kraft und hat 
grundsätzlich unmittelbare Geltung, dennoch bedarf es in zahlreichen Bereichen 
einer Durchführung in innerstaatliches Recht. Der vorliegende Gesetzesentwurf dient 
dieser Umsetzung. 
 
 
Der Österreichische Seniorenrat möchte vor allem zu einem wichtigen Punkt Stellung 
nehmen, dem Widerspruchsrecht. 
 
Artikel 21 Abs. 1 DSGVO lautet wie folgt: 
 
Widerspruchsrecht  
Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation 
ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten, die 
aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben e oder f erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies 
gilt auch für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. Der Verantwortliche verarbeitet 
die personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende schutzwürdige 
Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freiheiten der 
betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, 
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. 

´ 
Artikel 23 DSGVO sieht Beschränkungen dieses generellen Widerspruchsrechtes vor 
und lautet wie folgt: 
 
Beschränkungen  
Abs. 1 Durch Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der 
Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter unterliegt, können die Pflichten und Rechte 
gemäß den Artikeln 12 bis 22 und Artikel 34 sowie Artikel 5, insofern dessen Bestimmungen 
den in den Artikeln 12 bis 22 vorgesehenen Rechten und Pflichten entsprechen, im Wege 
von Gesetzgebungsmaßnahmen beschränkt werden, sofern eine solche Beschränkung den 
Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten achtet und in einer demokratischen 
Gesellschaft eine notwendige und verhältnismäßige Maßnahme darstellt, die Folgendes 
sicherstellt: a) die nationale Sicherheit; b) die Landesverteidigung; c) die öffentliche 
Sicherheit, d) die Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder die 
Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit; e) den Schutz sonstiger wichtiger Ziele des allgemeinen öffentlichen 
Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, insbesondere eines wichtigen 
wirtschaftlichen oder finanziellen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, etwa im 
Währungs-, Haushalts- und Steuerbereich sowie im Bereich der öffentlichen Gesundheit und 
der sozialen Sicherheit; f) den Schutz der Unabhängigkeit der Justiz und den Schutz von 
Gerichtsverfahren; g) die Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von Verstößen 
gegen die berufsständischen Regeln reglementierter Berufe; h) Kontroll-, Überwachungs- 
und Ordnungsfunktionen, die dauernd oder zeitweise mit der Ausübung öffentlicher Gewalt 
für die unter den Buchstaben a bis e und g genannten Zwecke verbunden sind; i) den Schutz 
der betroffenen Person oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen; j) die 
Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche.  
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Abs. 2 : Jede Gesetzgebungsmaßnahme im Sinne des Absatzes 1 muss insbesondere 
gegebenenfalls spezifische Vorschriften enthalten zumindest in Bezug auf a) die Zwecke der 
Verarbeitung oder die Verarbeitungskategorien, b) die Kategorien personenbezogener 
Daten, c) den Umfang der vorgenommenen Beschränkungen, d) die Garantien gegen 
Missbrauch oder unrechtmäßigen Zugang oder unrechtmäßige Übermittlung; e) die Angaben 
zu dem Verantwortlichen oder den Kategorien von Verantwortlichen, f) die jeweiligen 
Speicherfristen sowie die geltenden Garantien unter Berücksichtigung von Art, Umfang und 
Zwecken der Verarbeitung oder der Verarbeitungskategorien, g) die Risiken für die Rechte 
und Freiheiten der betroffenen Personen und h) das Recht der betroffenen Personen auf 
Unterrichtung über die Beschränkung, sofern dies nicht dem Zweck der Beschränkung 
abträglich ist (Zitat Ende). 

 

In dem vorliegendem Entwurf wird das Widerspruchsrecht in zahlreichen 
Materiengesetzen (Passgesetz, Personenstandsgesetz  etc.) vollständig beseitigt, 
d.h. es gibt keine Möglichkeit des Widerspruches. Begründet wird dies in den 
Erläuterungen (Seite 2) wie folgt: 
 

Das in Art. 21 DSGVO dem Betroffenen in genereller Weise eingeräumte Widerspruchsrecht 
gegen die Verarbeitung von Daten aus Gründen, die sich aus seiner besonderen Situation 
ergeben, würde im Großteil der Verwaltungsbereiche einen geordneten Vollzug 
verunmöglichen, weshalb zur Sicherstellung einer der in Art. 23 Abs. 1 lit. a bis j DSGVO 
genannten Zwecke in den diesbezüglichen Rechtsgebieten ein Ausschluss des 
Widerspruchsrechts vorgesehen werden soll (Zitat Ende). 

 

In den Erläuterungen (Seite 6) dieses Gesetzesentwurfes wird zudem argumentiert, 
dass § 23 DSGVO festlegt, dass zur Sicherstellung einer der in Abs. 1. lit a bis j 
genannten Zwecke das generelle Widerspruchsrecht durch nationale Bestimmungen 
beschränkt werden kann, sofern eine solche Beschränkung notwendig und 
verhältnismäßig ist. 
 
Der Österreichische Seniorenrat zweifelt daran, dass der völlige Ausschluss des 
Widerspruchsrechtes verhältnismäßig ist. Vielmehr sollte grundsätzlich ein 
Widerspruch auch in diesen Fällen möglich sein, allerdings ohne aufschiebende 
Wirkung. Die Datenverarbeitung kann daher zunächst weiter erfolgen und nach 
erfolgreicher Klärung ob dieser Widerspruch zu Recht erfolgte, sind entsprechende 
Konsequenzen zu ziehen, d.h. entweder könne diese Daten weiter verarbeitet 
werden oder sie sind zu löschen. 
 
 
Wunschgemäß übermitteln wir Ihnen die Stellungnahme elektronisch und bringen 
diese Stellungnahme dem Präsidium des Nationalrates ebenso im elektronischen 
Wege zur Kenntnis. 
 
 
 

mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 

 
BM a.D. Karl Blecha 

Präsident 

LAbg. Ingrid Korosec 
Präsidentin 

 

12/SN-3/ME XXVI. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version) 3 von 3

www.parlament.gv.at




